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MICHAEL RIDDER 

EG-Regionalpolitik und Wirtschaftsförderung in Griechenland 

Kurzfassung 

Die griechische regionale Wirtschaftspolitik konzentriert 
sich im wesentlichen auf klassische Formen der Wirtschafts­
förderung (Akquirierung von Betrieben und Schaffung 
technischer Infrastrukturen) , die in den 80er Jahren wesent­
lich durch die finanzielle Unterstützung des Europäischen 
F ondsfür Regionale Entwicklung ( EFRE) beeinflußt wurde. 
In der Region Thrakien konnten dabei keine durchgreifen­
den Impulse für eine endogene regionale Wirtschafts­
entwicklung registriert werden. Auch neuere Ansätze der 
Programm-Implementierung, die auch Maßnahmen zur 
Förderung des Innovationspotentials und Beratungsdienste 
einbeziehen, zeigen eine nur geringe positive Wirkung der 
EG-Regionalpolitik. Die strategische Vorbereitung Thra­
kiens auf den europäischen Binnenmarkt durch strukturpo­
litische Programme muß insgesamt als ungünstig bezeich­
net werden. 

I. Problemstellung und Zielsetzung 

Der folgende Aufsatz resümiert Ergebnisse der griechi­
schen regionalen lndustrialisierungspolitik anhand der 
nordöstlichen Region Thrakien ( 1 ). Besonderes Augenmerk 

gilt dabei der Implementierung der Interventionen des 
Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) 
und dessen Einbettung in die regionale Wirtschaftsförde­
rung sowie den Effekten auf den regionalen lndustrialisie­
rungsprozeß. 

Der Europäische Fonds für Regionale Entwicklung hat seit 
seiner Gründung im Jahre 1975 zunehmend an Gewicht 
gerade in den strukturschwachen Ländern der Gemeinschaft 
gewonnen. Nach der Reform der Strukturfonds im Jahre 
1989 laufen in Griechenland nur noch in Ausnahmefällen 
strukturpolitische Interventionen ohne den EFRE. In Anbe­
tracht dieser erheblichen Beeinflussung und der mit den 
finanziellen Unterstützungen einhergehenden Hoffnungen 
auf eine Verbesserung der lokalen Einkommenssituationen 
erscheint es unabdingbar, die bisherige Anwendung dieses 
Instrumentariums in der griechischen Regionalpolitik zu 
bewerten und Handlungsperspektiven für die Zukunft 
aufzuzeigen. Die Anforderung ergibt sich vor allem des­
halb, weil die schrittweise Verdoppelung der Strukturfonds­
mittel bis 1993 und die Konzentration auf die Ziel-1-Gebie­
te der Gemeinschaft den benachteiligten Regionen 
Möglichkeiten zur Verbesserung ihrer ökonomischen Rah­
menbedingungen ermöglichen sollen, um gegen einen 
erhöhten Wettbewerbsdruck aufgrund der Vollendung des 
Binnenmarktes besser gewappnet zu sein. 
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Die Arbeit konzentriert sich auf die drei wesentlichen 
Interventionsbereiche des EFRE in der Gewerbeförderung: 
Der Beitrag zur Finanzierung produktiver Investitionen und 
zu einer wirtschaftsnahen Infrastruktur durch die Beteili­
gung an Industriezonen umfaßt klassische Formen der 
Wirtschaftsförderung, die in der ersten Hälfte der 80er Jahre 
kennzeichnend für die Unterstützung des EFRE waren. 
Dagegen beinhaltet die Förderung von kleinen und mittleren 
Unternehmen mit dem Schwerpunkt von Beratungsdienst­
leistungen neuere Ansätze griechischer Wirtschaftsförde­
rung, die vermehrt auch weiche Faktoren regionaler Ent­
wicklung einbeziehen. Dieser Komplex wurde anhand der 
Integrierten Mittelmeerprogramme (IMP) untersucht. 

2. Merkmale der griechischen regionalen Wirtschafts­
politik 

Die griechische regionale Wirtschaftspolitik kann be­
schrieben werden als eine im wesentlichen kapitalorientier­
te Industrieansiedlungspolitik, deren entscheidende Impul­
se von der Gewährung eines Maßnahmenbündels aus 
Subventionen und/oder Steuererleichterungen ausgehen 
sollen. Darüber hinaus setzen verschiedene Anreize wie 
zum Beispiel Arbeitsplatzsubventionen an den Kosten des 
Produktionsfaktors Arbeit an. Ihre finanzielle Bedeutung ist 
jedoch gegenüber den kapitalorientierten Maßnahmen von 
nur untergeordneter Wirkung. Die Vorgehensweise, über die 
Reduzierung der Kapital- und/oder Arbeitskosten zur regio­
nalen Entwicklung beizutragen, ist - ähnlich wie in der 
Bundesrepublik Deutschland-orientiert am neoklassischen 
Erklärungsansatz der regionalen Wachstumstheorie, die in 
den interregionalen Kosten- und Ertragsdifferenzen den 
entscheidenden Impuls für die interregionale Kapitalmobi­
lität und das unternehmerische Standortverhalten sieht (2). 

Das wichtigste Instrument der regionalen Wirtschaftspoli­
tik ist das Gesetz 1892/90 (3), das Investoren verschiedene 
Anreize in vier regionalen Förderzonen gewährt. Aufgrund 
der starken wirtschaftlichen Benachteiligung gilt Thrakien 
als Sondergebiet mit besonderen finanziellen Begünstigun­
gen. 

In der Vergangenheit zeigten die erheblichen finanziellen 
Zuwendungen jedoch wenig Wirkung und trugen kaum 
meßbar zu einem Abbau der regionalen Disparitäten bei: 
Von 1970 bis 1985 erhöhte sich der Anteil Thrakiens am 
Bruttoinlandsprodukt trotz der Bevorzugung in der Wirt­
schaftsförderung nur von 2,3 % auf 2,8 % ( 4 ). Dabei konnte 
keine Diversifizierung der Industrie erreicht werden, u.a. 
weil die Politik der Industrieförderung nicht auf einer 
koordinierten Vorgehensweise beruht, die auf eine struktu­
rell und größenmäßig günstige Vernetzung abzielt und somit 
"linkage-effects" ermöglicht. Gefördert wird trotz der 
Zurückhaltung bei von vorneherein kritischen Sektoren fast 
alles, was halbwegs einzelbetrieblich rentabel erscheint, mit 
der Folge, daß regional Betriebsstrukturen entstehen, die 
monostrukturell ausgerichtet sind oder die keinerlei Verbin­
dung untereinander aufweisen. In der Periode 1982 bis 1988 
und damit nach der Einführung des mittlerweile durch das 
Gesetz 1892/90 in seiner Förderphilosophie nur unmerklich 

geänderten Investitionsförderungsgesetzes 1262/82 entfie­
len in Thrakien 57 % (5) aller Investitionen auf die bisher 
schon dominierenden Branchen der Nahrungs- und Genuß­
mittel-sowie der Textil- und Bekleidungsindustrie, die zum 
Teil unter einen erheblichen internationalen Wettbewerbs­
druck geraten sind (6). 

2.1 Die Beteiligung des Europäischen Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE) an industriellen 
Investitionen in Thrakien 

Der EFRE gewährt neben Zuschüssen für infrastrukturelle 
Maßnahmen auch Subventionen für private Investitionen in 
der industriellen und gewerblichen Produktion sowie im 
Dienstleistungssektor. Die Investitionen werden aus­
schließlich im Rahmen nationaler Förderungsmaßnahmen 
vergeben. Der EFRE beteiligt sich dabei im Einzelfall zur 
Hälfte an den Subventionen, die von nationalen Stellen 
bewilligt worden sind. 

Nach Artikel 35 der durch die Reform der Strukturfonds ab 
1.1.89 ersetzten Fondsverordnung des EFRE (7) sollte der 
Anteil der Zuschüsse für Privatinvestitionen bei 30 % des 
gesamten Fördervolumens liegen. In der Vergangenheit hat 
der griechische Staat jedoch den überwiegenden Teil der 
Subventionen für infrastrukturelle Maßnahmen verwendet. 
Diese Praxis ist mit Ausnahme der Bundesrepublik 
Deutschland und Dänemarks auch in den anderen Ländern 
der Gemeinschaft üblich. So entfielen im Jahre 1987 rund 
91 % aller Fondszuschüsse auf Infrastrukturvorhaben (8). 
Im Zeitraum 1981 bis 1987 lag der entsprechende Anteil für 
Griechenland bei 98,5 %. In Thrakien waren die Zuschüsse 
für industrielle Investitionen jedoch wesentlich höher, sie 
erreichten in der gleichen Periode 11 % der vom EFRE in der 
Region vergebenen Mittel (9). 

Im folgenden soll die innere Struktur der geförderten 
Industrieunternehmen näher untersucht werden. Dabei steht 
die Beantwortung der Frage im Vordergrund, welchen 
substantiellen Beitrag die mit Hilfe des Regionalfonds 
errichteten Betriebe zur wirtschaftlichen Entwicklung der 
Region geleistet haben, d.h., ob sie, wie in Artikel 19 der 
Verordnung des EFRE als Vorbedingung für eine Bezu­
schussung genannt, "gesunde wirtschaftliche Tätigkeiten 
betreffen, die darauf abzielen, zur Schaffung oder Erhaltung 
dauerhafter Arbeitsplätze beizutragen" (10). 

Im einzelnen gibt der EFRE vor, bei jeder Einzelinvestiti-
on die folgenden Punkte geprüft zu haben: 

den "Beitrag der Investition zur wirtschaftlichen Ent­
wicklung des Gebiets; 

die Kohärenz der Investition mit den Programmen oder 
Zielen der Gemeinschaft; 

die Lage des betreffenden Wirtschaftszweigs und die 
Rentabilität der Investition" ( 11 ). 

Die hohen Vorgaben halten einer Überprüfung in der 
Realität nicht stand. In einer 1988 in der Region Thrakien 
durchgeführten repräsentativen Unternehmensbefragung 
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zeigte sich, daß von insgesamt 25 bis zu diesem Zeitpunkt 
mit EFRE-Geldern geförderten Industrieunternehmen 8 
Unternehmen schon nach wenigen Jahren ihre Produktion 
eingestellt hatten. Die verbliebenen Unternehmen beschäf­
tigten nur etwas mehr als die Hälfte der in den Investitions­
plänen prognostizierten Arbeitsplätze. Fast alle der in den 
ersten vier Jahren der Mitgliedschaft durch den EFRE 
geförderten Investitionen waren schon in den 70er Jahren in 
Angriff genommen worden, was eine Ex-ante-Überprüfung 
der Vorhaben ausschließt. Die geförderten Unternehmen 
gehörten mit einem überdurchschnittlich hohen Anteil zu 
den Kapital- und Investitionsbranchen, produzierten aber 
mit nur geringen Inputs von Kapital und Know-how im 
wesentlichen technisch einfache Produkte (Kühlschränke, 
Baukonstruktionen, Autofilter, Holz- und Kohleöfen, 
Blechdosen) die alle am Ende des Produktzyklus standen. 
Die nur wenig ausgebildeten Vorwärts- und Rückwärtskop­
pelungseffekte zu anderen Unternehmen lassen den Schluß 
zu, daß sie keinen substantiellen Beitrag zur technologi­
schen Entwicklung der regionalen Industrie und zur inneren 
Verklammerung der Wirtschaftsbereiche leisten. 

Die Investitionsförderungspraxis des EFRE in Thrakien 
im Bereich des produzierenden Gewerbes kann somit 
zusammenfassend nur als äußerst unbefriedigend bewertet 
werden. Nur wenige der Investitionen sind den Förderungs­
kriterien nach einer Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze in 
lebensfähigen Unternehmen gerecht geworden. Darüber 
hinaus wurde in nicht einem Unternehmen eine größere 
Anzahl von qualifizierten Arbeitsplätzen eingerichtet. 

Ein positiver Beitrag der Förderungsmaßnahmen zur 
regionalen Entwicklung kann demnach nicht registriert 
werden, sieht man einmal von der rein finanziellen Begün­
stigung ab. 

Für zukünftige Förderungsmaßnahmen im Rahmen des 
Regionalentwicklungsprogramms 1989 bis 1993 ist drin­
gend eine Ex-ante-Evaluierung der potentiellen Investiti­
onsvorhaben zu fordern. Dabei ist neben der Prüfung der 
einzelbetrieblichen Rentabilität gesondertes Gewicht auf 
die Einbettung der Investitionen in den regionalen Produkti­
onsprozeß, d.h. der zu erwartenden vor- und nachgelagerten 
Koppelungseffekte, sowie auf den Beitrag zur Qualifizie­
rung der Arbeitskräfte zu legen. 

2 .2 Die Beteiligung des EFRE am Aufbau von Industrie­
zonen 

Die Politik zur Errichtung von Industriezonen ist eines der 
wesentlichen Elemente der regionalpolitischen Förderkon­
zepte in Griechenland und das zentrale Instrumentarium der 
griechischen Regierungen zum Aufbau einer wirtschaftsna­
hen Infrastruktur. 

Im Jahre 1990 operierte in Thrakien nur die Industriezone 
von Komotini. Die Industrieparks von Xanthi und Alexan­
droupolis befanden sich noch im Aufbau. In der mit 
Fördergeldern des EFRE aufgebauten Industriezone von 
Komotini produzieren mit wenigen Ausnahmen alle bedeu­
tenderen Unternehmen des Nomos Rodopi (1988: 25 

Betriebe mit l 352 Beschäftigten), der regionale lndustriali­
sierungsprozeß ist somit nicht unmaßgeblich durch die 
Errichtung des Industrieparks beeinflußt worden. Die Un­
ternehmen weisen allerdings ähnlich gelagerte Strukturpro­
bleme auf, wie das bei der Gesamtheit der in Thrakien 
produzierenden Unternehmen beobachtet werden kommte 
( 12): 1988 arbeiteten 87,4 % aller Beschäftigten in Firmen 
der Konsumgüterbranche (Nahrungsmittel, Getränke, Tex­
tilien, Bekleidung, Schuhe, Papier und Kunststoffe). Dem­
gegenüber war die Investitions- und Kapitalgüterprodukti­
on nur mit 8 kleineren Betrieben und insgesamt 120 
Beschäftigten vertreten (8,9 %). Die strukturelle Zusam­
mensetzung der Unternehmen war damit noch ungünstiger 
als in der gesamten Region Thrakien (1984: 75,6 % der 
Beschäftigten in der Konsumgüter- und 19,2 % in der 
Kapitalgüterbranche (13)). 

Auch hier ist eine ungewöhnlich hohe Anzahl von 
Firmenzusammenbrüchen und eine geringe Einbindung der 
Unternehmen in die Regionalwirtschaft zu beobachten. Die 
überwiegende Mehrzahl der Unternehmen hat sich aus­
schließlich aufgrund der Investitionsanreize in der Region 
angesiedelt und verfügt kaum über Kontakte zu anderen 
Betrieben. 

Die nur unzureichende Planung und das Entstehen von 
Betriebsanhäufungen, die kaum innere Vernetzungen auf­
weisen, wurde von H ummen ( 14) bereits für die Industriezo­
ne von Thessaloniki bemängelt. Die strukturelle Heteroge­
nität, die der Autor vor allem bezüglich der Ansiedlung von 
Klein- und Mittelbetrieben beschreibt, läßt sich auch auf die 
Industriezone von Komotini übertragen: 

"In den Plänen fehlten alle Angaben, die auf eine 
ökonomisch sinnvolle produktmäßige Auswahl der anzu­
siedelnden Klein- und Mittelunternehmen zielten. Man hat 
diese Angaben sogar ganz bewußt nicht in dem Ansied­
lungskonzept aufgeführt, so daß sich heute ein 'Konglome­
rat' von Produktionslinien feststellen läßt, die weder 
untereinander noch mit der vorhandenen Großindustrie 
verknüpft sind. Mit der Ausgestaltung des Konzepts hat man 
auf die Vorteile verzichtet, die sich ergeben hätten, wenn die 
Klein- und Mittelindustrie stärker untereinander und mit der 
Großindustrie produktionsmäßig verbunden worden wäre. 
Die Möglichkeiten der Schaffung von Vorliefererbetrieben 
für die Großindustrie hätten z.B. den betriebsgrößenspezifi­
schen Transfer von 'Know-how' ermöglicht, die Heranfüh­
rung an hohe Qualitätsstandards der exporterfahrenen 
Großbetriebe verbessert usw. Auch eine bessere Abstim­
mung der Produktionslinien der Klein- und Mittelindustrie 
untereinander hätte die Möglichkeit eröffnet, durch gemein­
samen Einkauf der benötigten Vorprodukte und koordinier­
te Vermarktungsformen in Bereichen 'economies of scale' 
zu erzielen, die heute aufgrund ihrer Betriebsgröße lediglich 
die Großindustrie erzielen kann" (15). 

Die Qualifizierung der Arbeitskräfte in der Industriezone 
von Komotini war ähnlich unzureichend wie in den übrigen 
Firmen der Industriebefragung. 90 % (Sample: 89,6 %) aller 
Beschäftigten verfügte über keinerlei berufliche Ausbil­
dung, nur4 von 11 Betrieben (Sample: 24 von 73 bekannten 
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Fällen) beschäftigte Personal mit einer Fachhochschul- oder 
Universitätsausbildung. 

Die technologische Ausstattung der Unternehmen ent­
sprach nur in wenigen Produktionseinheiten internationalen 
Fertigungsstandards. Die überwiegende Mehrzahl der im 
Durchschnitt höchstens zehn Jahre alten Finnen verfügte 
über eine veraltete Technologie, mit der auf Dauer kaum 
eine international wettbewerbsfähige Produktion gehalten 
werden kann. 

Die fehlenden Kontakte zu anderen Unternehmen, Dienst­
leistungen sowie zu den Absatzmärkten gehören somit auch 
zu den wesentlichen Nachteilen des Produktionsstandortes. 
Die griechische Industrieentwicklungsbank ETBA als Be­
treiber der Industriezone ist diesen Defiziten bisher nicht 
durch entsprechende Maßnahmen - etwa über die Einrich­
tung eines Informations-, Verwaltungs- und Technologie­
zentrums innerhalb des Industrieparks - entgegengetreten. 
Das Angebot einer unternehmensbezogenen Dienstlei­
stungsinfrastruktur parallel zur Einrichtung der rein techni­
schen Grundversorgung (Energie, Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung) ist aber gerade in bisher nicht indu­
strialisierten Regionen, die entsprechend auch über keine 
gewachsenen Strukturen in diesen Sektoren verfügen, eine 
der grundlegenden Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Umsetzung des regionalpolitischen Förderinstrumentari­
ums "Industriezone". 

2.3 Förderung von kleinen und mittleren Unternehmen im 
Rahmen der Integrierten Mittelmeerprogramme (IMP) 

Die Integrierten Mittelmeerprogramme stellen für Grie­
chenland einen qualitativen Sprung in der Regionalpolitik 
dar, da hier zum ersten Mal Elemente der Programmplanung 
Eingang in strukturpolitisches Handeln fanden, die auch 
wesentliches Merkmal der später erfolgten Reform der 
Strukturfonds ist. Vor dem Erfahrenshintergrund der nur 
geringen Wirksamkeit klassischer Maßnahmen der Wirt­
schaftsförderung (Akquirierung von Betrieben und Schaf­
fung einer technischen Infrastruktur) erscheint es sinnvoll, 
innerhalb der IMP verfolgte integrierte Ansätze von Gewer­
beförderung zu bewerten. 

Die wichtigste Förderungsinstanz für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) in Griechenland ist die Griechische 
Organisation für kleine und mittlere Verarbeitungsunter­
nehmen und das Handwerk (EOMMEX). EOMMEX ist 
dem Ministerium für Industrie und Technologie unterstellt 
und verfügt über einige zentrale Kompetenzen bezüglich 
der Gewerbeförderung. Das den KMU im Rahmen der IMP 
offerierte Angebot an Zuschüssen für innovatorische Maß­
nahmen, für die Verbesserung der Verwaltung oder der 
Schaffung gemeinsamer Dienste stellt eine Neuerung in der 
griechischen Industriepolitik dar. In den Verantwortungsbe­
reich von EOMMEX fielen bis 1990: 

- die Bewertung der Investitionsanträge von Gewerbebe­
trieben bezüglich der Aufnahme in das Investitionsförde­
rungsgesetz 1262/82 (Investitionen bis 80 Mio. Dr., zu 
Beginn bis 40 Mio. Dr.); 

- die Ausarbeitung von Studien und Forschungen zur 
Entwicklung der KMU; 

die Unterstützung für die Gründung oder Entwicklung 
von Gesellschaften zur Gewährung technischer Hilfe für 
kleine und mittlere Unternehmen; 

- die Unterstützung für die Entwicklung und Anwendung 
von Produktplanungen und -entwürfen für KMU; 

- die Initiierung für die Gründung oder Entwicklung 
gemeinsamer Dienstleistungen für KMU (z.B. Beschaf­
fung von Rohmaterialien, genossenschaftliche Initiati­
ven); 

- die Gründung von Innovationszentren, die Ermutigung 
für die Anwendung innovatorischer Ideen und die Förde­
rung neuer Technologien in KMU; 

- die Gründung und Entwicklung branchenbezogener Insti­
tute, die u.a. experimentelle Forschungsarbeiten durch­
führen; 

die Unterstützung örtlicher Initiativen für die Gründung 
von Betrieben in den Branchen, die lokale Ressourcen 
ausschöpfen und beschäftigungsfördernd wirken; 

die Weiterbildung von Unternehmer/innen, Kadern und 
Handwerker/innen in technischen und organisatorischen 
Themen; 

- die Unterstützung in der Gewährung technischer Hilfe 
gegenüber KMU bezüglich einer Beteiligung an staatli­
chen Lieferungen; 

die Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen griechi­
schen und ausländischen Unternehmen (16). 

Eine Befragung bei den Zweigstellen von EOMMEX in 
Thrakien ergab, daß nach der Hälfte der Laufzeit der IMP 
nur eine geringe Resonanz bei Investoren bzw. bestehenden 
Unternehmen bezüglich des prinzipiell sehr differenzierten 
Förderangebots zu verzeichnen war. Das betraf z.B. unter­
nehmensbezogene Dienstleistungen, die sowohl auf dem 
Gebiet der Finanz- und Innovationsberatung als auch bei der 
Verbesserung der Verwaltungs-, Marketing- und Produkti­
onsstrukturen technische Hilfe anbieten sollen und wo nur 
wenige Gründungen registriert werden konnten. Bei der 
Gründung oder Entwicklung gemeinsamer Dienste auf 
Unternehmensebene (Kooperationen im Bereich Rohstoff­
beschaffung, Gebrauch von Produktionsflächen und Ausrü­
stungen, Verwaltungseinrichtungen, Ausführung von Auf­
trägen, der Verkaufsförderung auf lokalen, nationalen und 
internationalen Märkten) konnte bis 1989 nicht eine Initiati­
ve registriert werden. Auch bei der Hilfe für die Einführung 
von Innovationen konnten nur unbefriedigende Ergebnisse 
festgestellt werden. Die bewilligten Anträge betrafen Ende 
1989 tendenziell nur technologisch einfache Neuerungen 
und reflektieren das geringe innovatorische Potential der 
bestehenden Unternehmen. 

Man muß zusammenfassend zu der Auffassung gelangen, 
daß das Programm zur klein- und mittelgewerblichen 
Förderung auch im weiteren Verlauf seiner Dauer in der 
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Region nicht die Impulse freisetzen wird, die zu einer 
Verbesserung der Wettbewerbsposition der Firmen notwen­
dig sind. Darunter fallen insbesondere die für die ökonomi­
sche Entwicklung strategisch wichtigen Programme über 
die Stimulierung von Gründungen im Bereich der unterneh­
mensbezogenen Dienstleistungen (technische Hilfe, Unter­
nehmensberatung) und die Maßnahmen zur Produktverbes­
serung. Die mäßigen Erfolge liegen zum einen in der 
geringen Innovationsbereitschaft der Unternehmen selbst 
begründet. Zum anderen ist es EOMMEX als verantwortli­
cher Förderinstanz nicht gelungen, eine aktive Rolle in der 
Förderpolitik zu übernehmen. Die staatlichen Stellen waren 
nicht bereit, auf die Unternehmen zuzugehen und ihnen 
Defizitbereiche im Betrieb aufzuzeigen, wo dringend ein 
entsprechender Handlungsbedarf besteht. 

Bei der bisher für die Förderung von KMU zuständigen 
EOMMEX ist eine Vermischung von staatlichen Kontroll­
funktionen und Unternehmenshilfe zu beobachten. Die 
restriktive Vergabe von Finanzmitteln und die eher auf der 
"kann"- denn auf der "muß"-Ebene vorhandene Aufgabe 
zur Verbesserung betriebswirtschaftlicher Prozesse hatte 
zumindest für die Region Thrakien eine weitestgehende 
Wirkungslosigkeit dieser Institution bezüglich der Förde­
rung der regionalen Wirtschaftskraft zur Folge. 

Die Mißerfolge haben dazu geführt, die Gewerbeförde­
rung im Rahmen des Regionalentwicklungsprogramms 
1989 bis 1993 in Ostmakedonien und Thrakien an einen 
anderen Träger zu vergeben. 

Die Maßnahmen der Integrierten Mittelmeerprogramme 
tragen dennoch, aber nicht greifbar, dazu bei, innovatori­
sches Gedankengut in den Betrieben zu verbreiten, indem 
diverse Möglichkeiten zur Verbesserung der Produktions­
und Vermarktungsstrukturen publik gemacht werden. Sie 
ebnen somit wenigstens sukzessive den Weg für den Einsatz 
von Neuerungen, wie das z.B. bei Innovationstechnologien 
zu beobachten ist. 

3. Das Regionalentwicklungsprogramm 1989 bis 1993 

Das Regionalentwicklungsprogramm 1989 bis 1993 für 
die Region Ostmakedonien und Thrakien, ein operationelles 
Unterprogramm des für Griechenland geltenden Gemein­
schaftlichen Förderkonzepts (GFK), beinhaltet für den 
Bereich der Gewerbeförderung im wesentlichen die bereits 
in den Integrierten Mittelmeerprogrammen (IMP) dargeleg­
ten Fördermodalitäten. Das Unterprogramm "Gewerbe und 
Industrie" besteht aus einer schon bei den IMP zu bemän­
gelnden Aufzählung von Einzelmaßnahmen, die isoliert 
nebeneinander stehen und aus sich selbst heraus keine 
Interaktion untereinander garantieren. Unklar bleibt, inwie­
weit die seitens der EG und auch im Regionalentwicklung­
sprogramm fortwährend proklamierte Vernetztheit mit an­
deren Maßnahmen sichergestellt werden soll. 

Sinnvoll wäre die Kreation von regionalen Entwicklungs­
instituten oder Wirtschaftsförderungsgesellschaften, die 
unter Anschubfinanzierung des Staates versuchen, eine 
innovative Mittierrolle zwischen produzierender Wirtschaft 
und den staatlichen Instanzen einzunehmen. So könnten 

Einzelmaßnahmen koordiniert und konkrete Hilfestellung 
etwa beim Aufbau von unternehmensbezogenen Dienstlei­
stungen innerhalb oder außerhalb der regionalen Betriebe 
geleistet werden. Dazu kommen Aufgaben, die explizit auf 
die Anpassung der Unternehmensstrukturen an die verän­
derten Rahmenbedingungen durch den europäischen Bin­
nenmarkt abzielen und die im Regionalentwicklungspro­
gramm gar nicht thematisiert werden (z.B. Aufbau einer 
"Technologiebörse", Anbindung an europäische Datenban­
ken). 

Vor dem Hintergrund der stagnierenden wirtschaftlichen 
Entwicklung erscheint es vollkommen unverständlich, 
weshalb die staatlichen Instanzen nicht endlich entspre­
chende Schritte zur Installation einer regionalen Technolo­
giepolitik mit daraus folgenden konkreten Maßnahmen der 
Umsetzung unternehmen. 

Die unbefriedigenden Ergebnisse der Wirtschaftsförde­
rungspolitik bestätigen, daß regionale Strukturpolitik we­
sentlich an der Aktivierung intraregionaler Potentiale anset­
zen und man diese Aktivierung auch in geeigneter Form 
managen muß. Die neuen komplexen Förderprogramme der 
EG, zu denen auch schon die IMP zu zählen sind, leisten 
einen wichtigen Beitrag in diese Richtung. Allerdings zeigt 
sich in Griechenland, daß diese Ansätze nur ungenügend 
implementiert werden. Das liegt zum einen an fehlenden 
organisatorischen Strukturen. Zum anderen werden die 
neuen strukturpolitischen Ansätze von privaten und vor 
allem staatlichen Instanzen nicht in ihrer strategischen 
Dimension erkannt. 

Es sind somit tendenziell polarisierende Wirkungen der 
EG-Regionalpolitik zu befürchten, die regionale Disparitä­
ten noch verschärfen können, da vor allem Akteure in den 
fortgeschritteneren und besser organisierten Regionen Grie­
chenlands von den Maßnahmen Gebrauch machen werden 
(17). Die zu Beginn der EG-Mitgliedschaft beobachtete 
geringe Absorptionsfähigkeit griechischer Träger in fast 
allen strukturpolitischen Interventionsbereichen der EG hat 
sich mit dem Übergang zur Programm-Implementation 
fortgesetzt. So besteht Anlaß zu der begründeten Befürch­
tung, daß auch die Reform der EG-Strukturfonds in 
Thrak:ien zu keiner durchgreifenden Verbesserung und 
Entwicklung der regionalen Industriestrukturen beitragen 
wird. Weder die traditionellen, zunehmend unter Wettbe­
werbsdruck geratenen Sektoren der Nahrungs- und Genuß­
mittelindustrie sowie der Textil- und Bekleidungsbranche, 
noch der unterentwickelte Investitionsgütersektor erfahren 
eine wesentliche technisch-administrative Unterstützung 
zur Verbesserung ihrer Marktpositionen. 

Die Chancen der Region im europäischen Binnenmarkt 
sind somit, was die strategische Vorbereitung betrifft, als 
ungünstig zu bewerten. Die von der EG-Kommission 
vorgesehene Ausgleichswirkung gegenüber dem aus der 
Schaffung des Binnenmarktes zu erwartenden Wettbe­
werbsdruck, die mit der massiven Erhöhung der Mittel für 
Ziel-1-Region unterstützt werden soll, wird in peripheren 
Regionen Griechenlands solange keine Wirkung zeigen, bis 
nicht endlich ernsthafte Ansätze zu einer aktiven nationalen 
Industriepolitik auf regionaler Ebene ergriffen werden, die 
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auch wesentliche Bereiche wie Marketing, Produktentwick­
lung oder auch Beschäftigungsqualifizierung einbeziehen. 

Von einer "Regionalisierung der Strukturpolitik" ist die 
griechische Wirtschaftsförderungspolitik aber noch weit 
entfernt. Dazu müßten auch in anderen politischen Berei­
chen weitgehende Dezentralisierungsmaßnahmen getroffen 
werden, die endlich eine aktive Partizipation regionaler 
Akteure ermöglichen. 
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